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Beklegter und Revisionsbeklngtero

Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 190 Oktober 1967 durch

Senatspräsident S t e n g e l

„ Vorsitzender *,
@Bundesrichter Dr° W u h a u s und

Bundesrichter 1 P e t e r e e n „
Bundessozialrichter Dr„ P a u 1 5 e n und

Bundessozialrichter & a a s
.

für Recht erkannt:

Die Revieion der Klägerin gegen das Urteil die Landes—

eozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom lie Januar 1966

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisioneverfnhrene sind

nicht zu erstatten„
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Die Klägerin bezieht Witwenversorgung aufgrund des Bundee—

versorgungsgesetzes (BVG)° Ihren Antrag auf Gewährung von

Schadenssusgleich nach @40 a BVG idF des 20 Neuordnungs—
gesetzes (NOG) lehnte das Versorgungssmt ab° Der Ehemann

der Klägerin hätte zurZeit der Antragstellung als Arbei—

ter im Breunkohlenbergbsu das 650 Lebensjahr vollendet;

deshalb müsse sein mutmaßliches Einkommen nach Leistungs—

gruppe 1 um 25 V„H„ gekürzt werden; die Hälfte des ver—
bleibenden Reste aber mache weniger als dns derzeitige

Einkommen der Witwe aus„ Widerspruch; Klage und Berufung

hatten keinen Erfolg°

Das Landessozielgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat aus—
geführt, die Vorschrift des 5 3 Abs„ 5 der Verordnung zur

Durchführung des 5 30 Abs„ 3 und 4 BVG vom 300 Juli 1964

(DVG) sei verfassungskonform° Sie halte sich innerhalb
der durch @ 40 a Abs° 1 und 2 BVG gesteckten Grenzen und

innerhalb der durch @ 40 a Abs„ 4 iVm @ 30 Abso 7 BVG er—
teilten Ermächtigung° Des weiteren hat es untersucht? ob

die genannte Vorschrift der DVO mit dem Gleichheitsgrundw

satz des Art° 3 des Grundgesetzes (GG) vereinbar sei und

hat hierzu die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung

aus der InValiden— und Unfallversioherung, sowie die der

Knappschaftsversicherung und des Beamtenrechts zum Verglekb

herangezogeno Es ist zu dem Ergebnis gelangt, daß @ 3

Abs„ 5 DVO mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar sei°
Da sonach von dem nach © 3 DVD feétzusetzenden mutmaß—

lichen Einkommen des Ehemannes der Klägerin nur 3/4 von
der Verwahung zu Recht angerechnet worden seien, hat es

ldie Berufung zurückgewiesen und die Revision zugelassen°

Die Klägerin hat Revision eingelegt und dem Sinne nach be—

entragt,
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10 unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen und

der Verweltungsbescheide den Beklagten zu verur—

teilen, der Klägerin ab 10 Oktober 1964 bis zum

310 Dezember 1966 einen Schadensausgleich ohne

Kürzung des voraussichtlichen Durchschnittsein—

kommens ihres Ehemannes um 25 V‚H° zu gewähren;

2° hilfsweise, unter Aufhebung des Urteil des LSG

Nordrhein—Westfalen vom 19° Januar 1966 die Suche

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die—

ses Gericht zurückzuverweisen°

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 9 40 &
Abso 2 Sätze 2 und 3 BVG und ist_der Ansicht, daß @ 3 Abs°

5 DVO über den Rahmen der Ermächtigung des © 40 a Abs° 4
und © 30 Abs„ 7 BVG gehe und nicht verfassungskonform seio

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält die angefochtene Entscheidung für rechtlich zuw

treffendo

Die Klägerin hat die durch Zulassung statthafte ReVision

form— und fristgerecht eingelegt und begründeto Ihr Rechts—

mittel ist zulässig, kann aber keinen Erfolg haben„

Streitig ist in der Revisionsinetenznur, ob während der.Gel—

tungedeuer des 2° NOG die Verwaltung des bei der Berech—

nung des Schadensausgleichs der Witwe zu ermittelnde mut—

maßliche Einkommen ihres Ehemannes zu Recht um 25 % gem;

@ll iVm 5 3 Abs„ 5 DVDgekürzt hate Dies haben die Vor—
instanzen zutreffend bejaht°

Zunächsthält sich die Vorschrift des5 3 Abs°5 BVGin
den Grenzen der Ermächtigung des @ 40 & Abso 4 iVm 5 30
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Abs, ? BVG° Sowohl der Wortlaut als auch ihr Sinn haben
der Bundesregierung die Möglichkeit gegeben, näher zu
bestimmen, "welche Vergleichsgrundlegeooo zur Ermittlung

des Einkommensverlustes heranzuziehen ist"„ Damit deckt

die Ermächtigung die Heranziehung nicht nur der in % 2
DVD umrissenen durchschnittlichen Bruttoverdienste, son—

dern auch deren Kürzung als vergleichbare Einkünften In—

soweit handelt es sich auch — entgegen der Ansicht der

Klägerin — nicht nur um eine verfehrénsrechtliche Regelung,

sondern um Vorschriften, durch welche der AHSPTUCh gemäß

der vorgesehenen Einordnung des Beschädigten in eine be—

stimmte Berufsgruppe oder Besoldungsstufe sachlich—recht—

lich begrenzt wird° Das Berufungsgericht hat auch zu—
treffend die Grundsätze des SchedenSausgleichs berück—

sichtigt° Denn nach dem BVG muß ebenso wie bei der Rente

auch beim Schadensausgleich der Gesichtspunkt einer in—

dividuellen Entschädigung zu Gunsten eines generalisier—

ten oder pauschalierten Maßstabes zurücktretenu Gemäß

diesen Grundsätzen aber kann davon eusgeg;ngen werden,

daß nach der Vollendung des 65„ Lebensjahres sich das

Einkommen der bis dahin Tätigen mindert° Wenn es im Hin—_

blick auf die beamtenrechtliche Regelung mit 75 V°H„ der

vorher verdienten Einkünfte festgesetzt wird, so ent—

spricht dies sachlich—rechtlichen Erwägungen und vers

wertet so umfangreiche Erfahrungen, daß der hierdurch

gewonnene generalisierende Maßstab gerechtfertigt ist° Der

Senat folgt insoweit der Entscheidung des 100 Senats vom

'160 Februar 1967 (SOzRDVDzu 5 30 Abs, 5 und 4 BVG, @4
Nr. 1) und tritt ihr vollinhaltlich bei°

Das LSG hat noch geprüft, ob etwa die nach dem BVG berech—

tigten Witwen beim Schadensausgleich schlechter gestellt

seien, als die Witwen, welche Ansprüche nach dem Recht

der Invaliden— und Unfallversicherung sowie Kneppschefts—
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versicherung haben° Insoweit hat es zutreffend ausgeführt‚

daß diese Sparten der Sozielversicherung rechtlich nach

anderen Grundsätzen als den Grundlagen des BVG geregelt

sind„ Infolgedessen lägen keine gleichartigen, sondern un—

gleichertige Tatbestände vor, welche ohne Rechtsverstoß

ungleichartig geregelt werden können° Dies trifft zu. auch

insoweit ist dem angefochtenen Urteil nichts hinzuzufügen°

Da mithin die Revision nicht begründet war, war sie gemäß

5 170 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zu—

rückzuweiseno

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @193 Abs„ 1
SGGD
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